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S c h a d e n s e r s a t z r e c h t
Ausrutschen im Supermarkt
Der Betreiber eines Supermarktes muss bei 
Reinigungsarbeiten Sicherungsmaßnahmen 
ergreifen, ansonsten kann er sich schadens-
ersatzpflichtig machen, wenn eine Kundin 
auf dem Boden ausrutscht. Dies geht aus 
einem Urteil des Landgerichts Coburg her-
vor.

Die Klägerin war in der Lebensmittelfiliale 
der Beklagten nach einem Einkauf kurz vor 
Geschäftsschluss zwischen dem Kassen-
bereich und der Ausgangstür gestürzt und 
wurde hierbei verletzt. Kurze Zeit vor dem 
Sturz hatte ein Mitarbeiter der Beklagten 
den Boden dort mit einer Reinigungsma-
schine gesäubert. Weil sie auf einem un-
sichtbaren, schmierigen Film gestürzt sei, 
der von den Reinigungsarbeiten stamme, 
verlangte die Klägerin Schmerzensgeld und 
anderen Schadensersatz.
Das Landgericht Coburg war davon über-
zeugt, dass die Klägerin aufgrund einer 
Verkehrssicherungspflichtverletzung der 
Beklagten stürzte. Der als Zeuge vernom-
mene Mitarbeiter der Beklagten, der die 
Reinigungsmaschine bedient hatte, bestä-
tigte, dass die Klägerin unmittelbar nach 
den Reinigungsarbeiten gestürzt war. Ein 
Sachverständiger gab an, dass auch bei 
vorschriftsmäßiger Bedienung der Reini-
gungsmaschine auf dem Boden jedenfalls 
für kurze Zeit Feuchtigkeit zurückbleibt und 
die Rutschgefahr deshalb erhöht ist. Die 
Situation sei vergleichbar mit derjenigen, 

wenn aufgrund schlechten Wetters Feuch-
tigkeit in den Eingangsbereich hineingetra-
gen wird.
Nach der Auffassung des Landgerichts Co-
burg war die Beklagte deshalb verpflichtet, 
ihre Besucher vor dieser Rutschgefahr zu 
schützen, beispielsweise durch das Zurück-
stellen der Reinigungsarbeiten bis nach Ge-
schäftsschluss, das kurzzeitige Sperren des 
betroffenen Bereichs oder das Aufstellen 
von Warnschildern. All das sei der Beklagten 
leicht möglich, zumal im betroffenen Super-
markt seit dem Sturz der Klägerin auch tat-
sächlich Warnschilder aufgestellt werden. 
Das Gericht verurteilte die Beklagte daher 
zur Zahlung eines Schmerzensgeldes.
Landgericht Coburg,
Urteil vom 16.07.2020 – 24 O 76/18 –

B a n k r e c h t
Gelochtes Sparbuch
Ein gelochtes Sparbuch begründet die Ver-
mutung, dass es bereits wegen Auszahlung 
des Sparbetrages entwertet wurde und ein 
diesbezüglicher Zahlungsanspruch gegen 
die Bank nicht mehr besteht. Dies hat das 
Amtsgericht Frankfurt am Main entschie-
den.
Im zugrunde liegenden Verfahren eröffnete 
die Klägerin im Jahr 2002 bei der beklagten 
Privatbank zwei Sparbücher. Im Dezember 
2008 besuchte sie sodann eine Bankfiliale 
der Beklagten, woraufhin ihr 775,32 Euro auf 
eines der beiden Sparbücher als „Gutschrift“ 
übertragen wurden. Die Klägerin legte vor 
Eröffnung des Rechtsstreits das andere der 
beiden Sparbücher in einem gelochten Zu-
stand bei der Bank vor und begehrte Aus-
zahlung des Sparbuchbetrages in Höhe 
von 876,20 Euro. Die Beklagte verweigerte 
dies jedoch mit der Begründung, dass das 
gelochte Sparbuch bereits am 10.12.2008 
aufgelöst und ausgezahlt worden sei. Da-
raufhin erhob die Klägerin Klage auf Aus-
zahlung des angeblichen Sparbetrages 
und Erstattung vorgerichtlich angefallener 
Rechtsanwaltskosten.
Das AG Frankfurt hat die Klage abgewie-
sen. Es war der festen Überzeugung, dass 
das nun vorgelegte, gelochte Sparbuch 
am 10.12.2008 aufgelöst und der entspre-
chende Auszahlungsanspruch der Klägerin 
bereits am gleichen Tag durch Übertragung 
des Guthabens auf das zweite Sparbuch 

vollständig erfüllt worden sei.
Hierfür sprächen mehrere objektive An-
knüpfungstatsachen. Zum einen entspräche 
der krumme Auszahlungsbetrag dem da-
maligen Sparguthaben (750 Euro) addiert 
um die Zinsbeträge, die der Klägerin bis 
dahin zugestanden hätten. Zudem sei der 
zuerkannte Betrag als „Gutschrift“ und nicht 
etwa „Einzahlung“ im Verwendungszweck 
beschrieben worden.
Des Weiteren sei es gängige Praxis, dass 
entwertete Sparbücher gelocht würden. Es 
sei zu unterstellen, dass die Klägerin (der 
das Sparbuch aufgrund ihres Alters noch als 
übliches Sparmedium bekannt sei) im Rah-
men ihrer Allgemeinbildung wisse, dass ein 
gelochtes Sparbuch keine Gültigkeit mehr 
habe. Ihr Einwand, das Sparbuch selbst ge-
locht zu haben, um es besser abheften zu 
können, sei deshalb als nicht glaubhaft zu 
beurteilen.
Amtsgericht Frankfurt am Main,
Urteil vom 23.12.2019 – 29 C 4021/19 (46) –

V e r s i c h e r u n g s r e c h t
Corona-bedingte Schließung
Das Landgericht München I hat der Klage 
eines Gastwirts auf Zahlung eine Entschädi-
gung in Höhe von 1.014.000 Euro aufgrund 
der Corona-bedingten Betriebsschließung 
gegen seine Versicherung stattgegeben.

Mitte März 2020 hatte die bayerische 
Staatsregierung die komplette Schließung 
aller gastronomischen Betriebe verfügt. Der 
Gastwirt aus München verlangte daraufhin 
von seiner Betriebsschließungsversicherung 
einer Entschädigung i.H.v. 1.014.000 Euro.
Nach Ansicht des Landgerichts besteht im 
vorliegenden Fall eine Leistungspflicht der 
Versicherung. Das Bayerische Staatsmini-
sterium für Gesundheit und Pflege habe ab 
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dem 21.03.2020 den klägerischen Betrieb 
aufgrund des Coronavirus geschlossen. Ent-
gegen der Ansicht der beklagten Versiche-
rung komme es auf die Rechtsform und die 
Rechtmäßigkeit der Anordnung nicht an. 
Der Kläger habe auch nicht gegen die An-
ordnungen vorgehen müssen. Zudem sei es 
nicht erforderlich, dass das Coronavirus im 
Betrieb des Klägers auftrete, denn nach den 
Allgemeinen Versicherungsbedingungen 
(AVB) komme es lediglich darauf an, dass 
der Betrieb des Klägers aufgrund des In-
fektionsschutzgesetzes geschlossen wor-
den sei. Dies sei der Fall gewesen, nachdem 
sich die Allgemeinverfügung des Bayerische 
Staatsministerium für Gesundheit und Pfle-
ge vom 21.03.2020 und die nachfolgende 
Verordnung vom 24.03.2020 ausdrücklich 
auf die Ermächtigungsgrundlagen in §§ 28-
32 IfSG bezogen hätten.
Der Betrieb des Klägers sei vollständig ge-
schlossen gewesen, nachdem in der frag-
lichen Zeit tatsächlich kein Außerhausver-
kauf stattfand und letzterer dem Kläger 
auch unzumutbar gewesen sei. Nach An-
sicht des Landgerichts stellt ein Außerhaus-
verkauf, wenn er für den Restaurantbetrieb 
lediglich ein vollkommen untergeordnetes 
Mitnahmegeschäft sei, keine unternehme-
rische Alternative dar, auf die sich der Ver-
sicherungsnehmer verweisen lassen müsse.
Landgericht München I,
Urteil vom 01.10.2020 – 12 O 5895/20 –

G e w e r b e m i e t r e c h t
Keine fristlose Kündigung bei Krankheit
Der Mieter von Gewerberäumen ist nicht 
berechtigt, wegen seiner Erkrankung das 
Mietverhältnis fristlos zu kündigen. Dies er-
gibt sich aus der Regelung des § 537 BGB. 
Das hat das Oberlandesgericht Rostock ent-
schieden.

In dem zugrunde liegenden Fall stritten sich 
die Parteien eines Gewerberaummietver-
trags vor dem Landgericht Stralsund unter 
anderem darüber, ob der Mieter wegen sei-
ner schweren Erkrankung das Mietverhältnis 
fristlos habe kündigen dürfen. Der Mieter 
erklärte die Kündigung im März 2017 mit 
der Begründung, er könne die Mieträume 
aufgrund seiner Erkrankung nicht mehr nut-
zen. Das Landgericht entschied zu Gunsten 
des Mieters. Dieser habe aufgrund seiner 
schweren Erkrankung das Mietverhältnis 
fristlos kündigen dürfen. Gegen diese Ent-
scheidung richtete sich die Berufung der 
Vermieterin.
Das Oberlandesgericht Rostock entschied 
zu Gunsten der Vermieterin und hob da-
her die Entscheidung des Landgerichts auf. 
Der Mieter habe das Mietverhältnis nicht 
fristlos kündigen dürfen. Es sei insofern die 

Regelung des § 537 BGB heranzuziehen. Da-
nach werde der Mieter nicht dadurch von 
seiner Pflicht zur Mietzahlung befreit, dass 
er durch einen in seiner Person liegenden 
Grund an der Ausübung seines Gebrauchs-
rechts gehindert werde. Ein solcher in der 
Person des Mieters liegender Grund, der 
das Vertragsrisiko auf der Seite des Mieters 
ansiedelt, sei auch dessen Gesundheits-
zustand. Daher rechtfertige jedenfalls in 
einem Gewerberaummietverhältnis die Er-
krankung des Mieters nicht dessen fristlose 
Kündigung.
Oberlandesgericht Rostock,
Urteil vom 09.07.2020 – 3 U 78/19 –

W o h n u n g s e i g e n t u m s r e c h t
Wohnungseigentümerversammlung un-
ter freiem Himmel
Eine Wohnungseigentümerversammlung 
kann in Corona-Zeiten unter freiem Him-
mel abgehalten werden, wenn Störungen 
und Einflussnahme Dritter ausgeschlos-
sen sind. Dies hat das Amtsgericht Ber-
lin-Wedding entschieden.
Aufgrund der Corona-Pandemie ent-
schloss sich ein Wohnungseigentums-
verwalter in Berlin im April 2020 dazu, 
eine Beschlussfassung im Umlaufverfah-
ren herbeizuführen. Dem und den Be-
schlussanträgen stimmten die Mehrheit 
der Wohnungseigentümer zu. Der Ver-
walter berief daraufhin eine Versamm-
lung unter freiem Himmel auf dem Spiel-
platz der Wohnungseigentumsanlage 
ein. Der Spielplatz war für die Öffentlich-
keit nicht ohne Weiteres zugänglich und 
stand auch nur den Wohnungseigentü-
mern zur Nutzung zur Verfügung. Eine 
Wohnungseigentümerin meinte aber, 
dass der Versammlungsort unzulässig sei. 
Es bestehe die Gefahr, dass Dritte zuhö-
ren könnten. Sie beantragte daher beim 
Amtsgericht Berlin-Wedding den Erlass 
einer einstweiligen Verfügung gerichtet 
auf Untersagung der Versammlung. 
Das Amtsgericht Berlin-Wedding ent-
schied gegen die Wohnungseigentü-
merin. Ihr stehe kein Anspruch auf Un-
tersagung der Versammlung im Wege 
der einstweiligen Verfügung zu. Die 
Durchführung der Versammlung auf dem 
Spielplatz der Wohnungseigentumsanla-
ge widerspreche insbesondere mit Blick 
auf die Gefahren durch das Corona-Vi-
rus nicht ordnungsgemäßer Verwaltung. 
Ein Verstoß gegen den Grundsatz der 
Nichtöffentlichkeit liege nicht vor. Die 
Wahrnehmung der Gespräche durch Drit-
te sei weitgehend ausgeschlossen.
Amtsgericht Berlin-Wedding,
Urteil vom 13.07.2019 – 9 C 214/20 –

V e r k e h r s r e c h t
Ohne Fahrradhelm: Kein Mitverschulden
Das Nichttragen eines Fahrradhelms im 
Alltagsradverkehr begründet kein Mit-
verschulden für Kopfverletzungen nach 
einem Unfall. Eine Ausnahme kann bei 
Rennradfahrern und Mountainbike-Fahr-
ern gelten. Dies geht aus einer Entschei-
dung des Oberlandesgerichts Nürnberg 
hervor.

In dem zugrunde liegenden Fall kam 
es im September 2017 zwischen einem 
Pkw-Fahrer und einer Radfahrerin zu 
einem Unfall als der Pkw-Fahrer nach 
rechts abbiegen wollte und dabei die Rad-
fahrerin übersah. Die Radfahrerin erlitt bei 
dem Unfall eine schwere Kopfverletzung. 
Im anschließenden Schadensersatzpro-
zess vor dem Landgericht Nürnberg-Fürth 
ging es unter anderem um die Frage, ob 
der Radfahrerin wegen des Nichttragens 
eines Fahrradhelms ein Mitverschulden 
an den Verletzungsfolgen anzulasten sei. 
Das Landgericht verneinte dies. Nunmehr 
musste das Oberlandesgericht Nürnberg 
eine Entscheidung treffen.

Das Oberlandesgericht Nürnberg bestä-
tigte die Ansicht des Landgerichts. Der 
Radfahrerin sei kein Mitverschulden an-
zulasten, weil diese keinen Fahrradhelm 
getragen hat. Der Bundesgerichtshof 
hatte im Jahr 2014 entschieden, dass ein 
Mitverschulden durch das Nichttragen 
eines Schutzhelms dann vorliegen kön-
ne, wenn zum Unfallzeitpunkt nach allge-
meinen Verkehrsbewusstsein das Tragen 
eines Helms beim Fahrradfahren zum ei-
genen Schutz erforderlich ist (BGH, Urt. v. 
17.06.2014 - VI ZR 281/13 -). Ein solches 
Verkehrsbewusstsein bestehe aber nach 
wie vor nicht. Die bei weitem überwie-
gende Mehrheit der erwachsenen Bevöl-
kerung nutze nach wie vor keinen Helm 
beim Fahrradfahren, insbesondere nicht 
innerorts im Alltagsradverkehr. Eine all-
gemeine Verkehrsauffassung des Inhalts, 
dass Radfahren eine Tätigkeit darstellt, 
die generell derart gefährlich ist, dass sich 
nur derjenige verkehrsgerecht verhält, der 
einen Helm trägt, bestehe nach wie vor 
nicht.
Etwas anderes könne für bestimmte For-
men des sportlichen Radfahrens gelten, 
so das Oberlandesgericht, die mit erheb-
lich gesteigertem (Kopf-)Verletzungsrisiko 
verbunden sind, etwa beim Rennradfah-
ren mit tiefer Kopfhaltung und Fixierung 
der Schuhe an den Pedalen oder beim 
Mountainbike-Fahren im freien Gelände.
Oberlandesgericht Nürnberg,
Urteil vom 20.08.2020 – 13 U 1187/20 –
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